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Betreutes Wohnen als „Heim“?
Die Verg�tung des Berufsbetreuers bei betreuten Wohnformen

Durch das 2. Betreuungsrechts�nderungsgesetz (Bt�ndG)2 wurde im neu
eingef�hrten Vorm�nder- und Betreuerverg�tungsgesetz (VBVG) die Ver-
g�tung der Berufsbetreuer auf ein Pauschalverg�tungssystem umgestellt.
Im Rahmen dieses neuen Systems ist es von Bedeutung, ob sich der Betreute
in einem Heim aufh�lt oder nicht. Dabei stellt sich die Frage, ob auch das
sogenannte „Betreute Wohnen“ unter den Heimbegriff f�llt.

I. § 5 des neuen VBVG
§ 5 VBVG regelt den Stundenansatz des
Betreuers. Er gibt drei Kriterien vor,
nach denen die Zeitpauschale bestimmt
wird. Dies sind die Vermçgenssituation
des Betreuten, n�mlich vermçgend oder
mittellos, der Zeitablauf seit Betreuungs-
beginn und der gewçhnliche Aufent-
haltsort des Betreuten. Die letzte Kate-
gorie beschr�nkt sich auf die Untertei-
lung in „gewçhnlicher Aufenthalt in
einem Heim“ und „gewçhnlicher Aufent-
halt nicht in einemHeim“, § 5 Abs. 1 S. 2,
Abs. 2 S. 2 VBVG. Hat der Betreute
seinen gewçhnlichen Aufenthalt nicht in
einem Heim, ordnet das Gesetz eine
hçhere Stundenpauschale an. Somit
wird davon ausgegangen, dass der Auf-
enthalt des Betreuten in einem Heim den
Arbeitsaufwand des Betreuers verrin-
gert.3 Welche Einrichtungen unter den
Heimbegriff im Sinne dieses Gesetzes
fallen, definiert § 5 Abs. 3 VBVG.

II. Der Heimbegriff gem�ß § 5
Abs. 3 VBVG

1. Betreuerverg�tung und
Heimgesetz (HeimG)

Nach § 5 Abs. 3 VBVG muss die
Einrichtung dem Zweck dienen, Vollj�h-
rige aufzunehmen, ihnen Wohnraum zu
�berlassen sowie tats�chliche Betreuung
und Verpflegung zur Verf�gung zu stel-
len oder vorzuhalten. Dabei muss sie in
ihrem Bestand von Wechsel und Zahl der
Bewohner unabh�ngig sein und entgelt-
lich betrieben werden. Diese Definition
ist imWesentlichen der Heimdefinition in
§ 1 Abs. 1 S. 2 HeimG nachgebildet.4 Nur
in zwei Punkten weicht § 5 Abs. 3 VBVG
von § 1 Abs. 1 S. 2 HeimG ab.5

Die erste Abweichung besteht darin,
dass das VBVG von „tats�chlicher Be-
treuung“ spricht, das HeimG nur von
„Betreuung“. Dies d�rfte jedoch inhalt-
lich keine unterschiedliche Handhabung
rechtfertigen. Der Begriff der „tats�ch-
lichen“ Betreuung macht lediglich deut-
lich, dass damit nicht die „rechtliche“
Betreuung im Sinne der §§ 1896 f.
B�rgerliches Gesetzbuch (BGB) gemeint
ist.

Ein zweiter Unterschied besteht darin,
dass das HeimG nur Heime erfasst,
deren Zweck es ist, „�ltere Menschen
oder pflegebed�rftige oder behinderte
Vollj�hrige“ aufzunehmen. Das VBVG
spricht dagegen nur von der Aufnahme
„Vollj�hriger“. Insofern ist der Heim-
begriff des VBVG im Gegensatz zu dem
des HeimG von bestimmten Personen-
gruppen beziehungsweise Krankheits-
bildern losgelçst und somit weiter.6 Die
f�r die Verg�tung maßgebliche Wohn-
form wird davon allerdings nicht be-
r�hrt.

2. Betreutes Wohnen und § 5
Abs. 3 VBVG

Problematisch ist, inwiefern die ver-
schiedenen Wohnformen des so genann-
ten Betreuten Wohnens als Heim im
Sinne des VBVG anzusehen sind. Be-
treutes Wohnen ist kein feststehender
gesetzlicher Begriff, sondern eine Er-
scheinung der Realit�t, die einer dyna-
mischen Entwicklung unterworfen ist.
Man bezeichnet damit bestimmte Wohn-
formen, bei denen der Anbieter eine
alten- oder behindertengerechte Woh-
nung vermietet und zus�tzlich weitere
Dienstleistungen anbietet, insbesondere
ein Hausnotrufsystem, Beratung, Hilfe
bei der Vermittlung von hauswirtschaft-
lichen Hilfen oder von Pflegeleistungen,
der so genannten Grundversorgung oder
dem Grundservice, und bei denen der
Bewohner im Bedarfsfall weitere Betreu-
ungsdienste in Anspruch nehmen kann.7

Die Vertragsgestaltungen fallen dabei
ganz unterschiedlich aus. So kann zum
Beispiel ein Versorgungspaket gegen
eine Pauschale gew�hrt werden oder
nur einzelne Dienstleistungen gegen
Abrechnung, die Inanspruchnahme
kann individuell erfolgen oder bereits
mit Abschluss des Mietvertrags �ber die
Wohnung in den Vertrag einbezogen
sein.

„Betreutes Wohnen“ bezeichnet daher
eine Vielzahl von Wohnformen. Da im
Rahmen dieser Wohnformen typischer-
weise auch tats�chliche Betreuung und
Verpflegung zur Verf�gung gestellt oder
angeboten werden, stellt sich die Frage,

ob und gegebenenfalls unter welchen
Voraussetzungen Formen des Betreuten
Wohnens als „Heime“ im Sinne des § 5
Abs. 3 VBVG anzusehen sind. Da § 5
Abs. 3 S. 1 VBVG und § 1 Abs. 1 S. 2
HeimG im Wesentlichen gleich formu-
liert sind und § 5 Abs. 3 S. 2 VBVG
zudem auf § 1 Abs. 2 HeimG Bezug
nimmt, liegt es nahe, daf�r auf die
Rechtsprechung und Literatur zu § 1
HeimG zur�ckzugreifen.

Allerdings gilt es zu beachten, dass das
HeimG und das VBVG jeweils andere
Ziele verfolgen und sich dies auch auf
das Verst�ndnis des Heimbegriffs im
jeweiligen Gesetz auswirken kann.
Zweck des HeimG ist es, die Rechts-
tellung und den Schutz von Bewohnern
von Heimen zu verbessern und die
Qualit�t der Betreuung und Pflege wei-
terzuentwickeln.8 Dazu wird die Einrich-
tung der Heimaufsicht unterstellt und
bestimmten Anforderungen unterwor-
fen. Maßgeblich f�r ein Heim im Sinne
des HeimG ist deshalb die Eingliederung
der Bewohner in die Einrichtung. Aus
dieser Eingliederung resultiert die
Schutzbed�rftigkeit der Bewohner, da
sie sich bez�glich ihrer Lebensf�hrung
in ein Abh�ngigkeitsverh�ltnis zum
Heimbetreiber begeben.9 Wichtig ist
zudem, dass im Rahmen des HeimG das
Gepr�ge einer Einrichtung insgesamt f�r
die Einstufung derselben als Heim ent-
scheidend ist.10 Zu fragen ist, ob die
gesamte Organisation des Betriebes eine
Einstufung als Heim erfordert. Die An-
wendbarkeit des HeimG muss sich
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immer auf die gesamte Einrichtung
beziehen und kann nicht nach einzelnen
Bewohnern differenzieren.

Das VBVG regelt dagegen die Verg�tung
des Berufsbetreuers nach seinem gesetz-
lich typisierten Arbeitsaufwand. Maß-
geblich ist also, inwiefern eine be-
stimmteWohnform des Betreuten diesen
Arbeitsaufwand beeinflusst.11 F�r die
Verg�tung und damit f�r die Einordnung
einer Einrichtung als Heim im VBVG
muss daher auf den einzelnen Betreuten
abgestellt werden. Entscheidend kann
nur sein, ob der einzelne Betreute heim-
m�ßig untergebracht ist. Auf eine Ein-
stufung der Einrichtung insgesamt kann
es nicht ankommen, da der Zeitaufwand
des Betreuers sich allein nach dem
Arbeitsaufwand f�r seinen Betreuten
richtet und insofern auch nur dessen
Art der Unterbringung maßgeblich ist.

III. Der Heimbegriff gem�ß § 1
Abs. 1, 2 HeimG

1. Definition des Heimbegriffs in
§ 1 Abs. 1 S. 2 HeimG

Gem�ß § 1 Abs. 1 S. 2 HeimG sind
bestimmte Einrichtungen Heime. Eine
Einrichtung ist jede auf gewisse Dauer
angelegte Zusammenfassung von s�chli-
chen und personellen Mitteln zu einem
bestimmten Zweck in der Verantwor-
tung eines Tr�gers.12 Ein Heim liegt vor,
wenn die Einrichtung in ihrem Bestand
von Wechsel und Zahl der Bewohner
unabh�ngig ist und entgeltlich betrieben
wird, § 1 Abs. 1 S. 2 a. E. HeimG. Auf die
Bezeichnung der Einrichtung als Heim
kommt es nicht an.13 Entscheidend ist
allein, dass die Einrichtung gem�ß § 1
Abs. 1 S. 2 HeimG dem Zweck dient

– �ltere Menschen sowie pflegebed�rf-
tige und behinderte Vollj�hrige auf-
zunehmen,

– ihnen Wohnraum zu �berlassen und

– Betreuung und Verpflegung zur Ver-
f�gung zu stellen oder vorzuhalten.

2. Die Auslegungsregeln des § 1
Abs. 2 HeimG

a) Einf�hrung des § 1 Abs. 2 HeimG
durch das 3. �ndG zum HeimG

Die Rechtsprechung zum HeimG a. F.
ließ f�r ein „Vorhalten“ gen�gen, dass
Bewohnern die Mçglichkeit gegeben
wurde, Pflegeleistungen und Verpfle-
gung nach Wunsch vom oder �ber den
Betreiber in Anspruch zu nehmen. Dies
hatte zur Folge, dass Einrichtungen, die
„Betreutes Wohnen“ anboten, vielfach
als Heime eingeordnet wurden.14 Darauf
reagierte der Gesetzgeber mit der Ein-
f�hrung des § 1 Abs. 2 HeimG zum
1. Januar 2002.15 Bei Einrichtungen des
„Betreuten Wohnens“ sei das Schutz-

bed�rfnis der Bewohner geringer, zu-
mindest ein anderes als bei Heimen.16

Betreutes Wohnen solle daher nicht
automatisch als Heim eingeordnet wer-
den. Gem�ß § 1 Abs. 2 S. 1 HeimG reicht
es nunmehr f�r ein Heim im Sinne des
HeimG nicht allein aus, dass ein Ver-
mieter von Wohnraum durch Vertr�ge
mit Dritten oder auf andere Weise
sicherstellt, dass den Mietern Betreuung
und Verpflegung angeboten wird. Ent-
scheidend ist dabei, dass f�r den Be-
wohner keine Verpflichtung besteht, das
Angebot anzunehmen.

Auch eine �ber das bloße Angebot
seitens des Vermieters hinausgehende
vertragliche Verpflichtung des Mieters,
bestimmte Leistungen von bestimmten
Anbietern in Anspruch zu nehmen,
gen�gt nicht f�r die Annahme eines
Heims, wenn es sich bei diesen Leis-
tungen nur um allgemeine Betreuungs-
leistungen wie Notrufdienste oder Ver-
mittlung von Dienst- und Pflegeleistun-
gen handelt und das Entgelt hierf�r im
Verh�ltnis zur Miete von untergeord-
neter Bedeutung ist (§ 1 Abs. 2 S. 2
HeimG). Dies muss beachtet werden,
wenn man die �ltere Rechtsprechung
heranzieht.

Nach heutiger Rechtslage ist das HeimG
aber zwingend anzuwenden, wenn die
Mieter vertraglich verpflichtet sind, Ver-
pflegung und weitergehende, das heißt
�ber allgemeine Betreuungsleistungen
hinausgehende Leistungen von be-
stimmten Anbietern anzunehmen (§ 1
Abs. 2 S. 3 HeimG). In einem solchen Fall
ist die Wohnsituation als Heimunter-
bringung zu qualifizieren.

b) Bedeutung des § 1 Abs. 2 HeimG

§ 1 Abs. 2 HeimG ist keine umfassende
Abgrenzungsnorm, sondern enth�lt Aus-
legungsregeln.17 Der allgemeine Heim-
begriff gem�ß § 1 Abs. 1 S. 2 HeimG
bleibt daher weiter maßgebend. Es ist
somit nicht ausgeschlossen, dass es trotz
Vorliegens der in § 1 Abs. 2 S. 1 und S. 2
HeimG genannten Merkmale andere,
zus�tzliche Gr�nde f�r die Einordnung
einer Einrichtung als Heim geben
kann.18 Das heißt, auch wenn eine
Einrichtung ihren Bewohnern zum Bei-
spiel nur Betreuung und Verpflegung
anbietet, kann aus anderen Gr�nden
eine Einordnung als Heim geboten sein.
§ 1 Abs. 2 S. 1 HeimG steht dem nicht
entgegen.

Somit ist durch § 1 Abs. 2 HeimG
entgegen der Intention des Gesetz-
gebers19 keine klare Regelung erreicht
worden, welche Einrichtungen des Be-
treuten Wohnens als Heime gelten.20

Letztlich ist deshalb auf § 1 Abs. 1 S. 2
HeimG bzw. auf den Schutzzweck des
HeimG zur�ckzugreifen. Fordert die
Situation den durch das HeimG gew�hr-

ten Schutz der Bewohner, dann muss
das HeimG Anwendung finden.

3. Die Praxis zu § 1 HeimG
Zun�chst ist festzuhalten, dass f�r die
Qualifikation einer Einrichtung als Heim
nur objektive Kriterien in Betracht
kommen, da es auf den Zweck ankommt,
dem die Einrichtung dient.21 Zur Bestim-
mung dieses Zwecks kann auf die mit
den Bewohnern abgeschlossenen Ver-
tr�ge und erg�nzend auf die tats�chliche
Handhabung der Vertr�ge zur�ckgegrif-
fen werden.22

a) Aufnahme �lterer Menschen sowie
pflegebed�rftiger und behinderter
Vollj�hriger und �berlassung von
Wohnraum

Ein Heim im Sinne des HeimG liegt nur
vor, wenn der Zweck der Einrichtung
darauf gerichtet ist, �ltere Menschen
sowie pflegebed�rftige und behinderte
Vollj�hrige aufzunehmen. Da es im
VBVG keine Einschr�nkung auf einen
solchen Personenkreis gibt, ist lediglich
von Interesse, was unter „aufnehmen“
zu verstehen ist.

Aufnehmen bedeutet zun�chst die �ber-
lassung von Wohnraum.23 Dies wird
ausdr�cklich durch § 1 Abs. 1 S. 2
HeimG verlangt. Somit ist ein Geb�ude,
in dem die Heimbewohner wohnen,
zwingende Voraussetzung. Ein „Aufneh-
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men“ verlangt �ber das bloße �ber-
lassen von Wohnraum hinaus aber
zus�tzlich eine gewisse Intensit�t der
Eingliederung der Bewohner in den
Organismus „Heim“. Diese Einglie-
derung soll die Unterbringung in einem
Heim von der in einer nicht als Heim zu
qualifizierenden Form des „Betreuten
Wohnens“ unterscheiden.24

b) Zurverf�gungstellung oder
Vorhaltung von Betreuung und
Verpflegung

Der Tr�ger des Heims muss neben der
Unterkunft auch Betreuung und Verpfle-
gung zur Verf�gung stellen oder vor-
halten. Gemeint ist damit eine „heim-
m�ßige“ Versorgung, das heißt eine
Versorgungsgarantie in dem Sinne,
dass der Bewohner eines Heims darauf
vertrauen kann, in allen Bereichen der
Daseinsvorsorge Hilfe zu erhalten, selbst
wenn sich seine Bed�rfnisse stark �n-
dern sollten.25

(1) Vorhaltung

Gem�ß § 1 Abs. 2 S. 1 HeimG reicht es
nicht aus, dass der Betreiber der Anlage
die Erbringung von Verpflegung und
Betreuung anbietet, sei es in eigener
Person oder durch Dritte.26 Wenn sein
Angebot in Konkurrenz zu entsprechen-
den Angeboten anderer Leistungserbrin-
ger steht und die Bewohner der Anlage
aus den Angeboten frei w�hlen kçnnen,
ist kein „Vorhalten“ gegeben. Nur wenn
die Bewohner entweder aus rechtlichen
Gr�nden oder durch sonstige Umst�nde
finanzieller oder gesundheitlicher Art in
ihrer Entscheidungsfreiheit einge-
schr�nkt sind und deshalb das Angebot
des Betreibers annehmen m�ssen, kann
eine „Vorhaltung“ durch den Anlagen-
betreiber bejaht werden.27

Selbst wenn Mieter vertraglich verpflich-
tet sind, gewisse Leistungen abzuneh-
men, liegt gem�ß § 1 Abs. 2 S. 2 HeimG
nicht zwingend ein „Vorhalten“ im Sinne
des § 1 Abs. 1 S. 2 HeimG vor. Das
„Betreute Wohnen“ stellt keine Heim-
unterbringung dar, wenn es sich gem�ß
§ 1 Abs. 2 S. 2 HeimG bei den Leistungen
nur um allgemeine Betreuungsleistun-
gen handelt und das Entgelt im Vergleich
zur Miete von untergeordneter Bedeu-
tung ist.

Eine untergeordnete Bedeutung des Ent-
gelts liegt nach der Gesetzesbegr�ndung
in der Regel dann vor, wenn die Betreu-
ungspauschale f�r die allgemeinen Be-
treuungsleistungen nicht wesentlich
mehr als 20 Prozent der Miete inklusive
Betriebskosten, die so genannte Brutto-
Miete, betr�gt.28 Allerdings ist diese
20-Prozent-Grenze nur eine widerleg-
bare Vermutung.29 Einer hohen Betreu-
ungspauschale kommt lediglich Indiz-
wirkung daf�r zu, dass die abgegoltene

Betreuung �ber allgemeine Betreuungs-
leistungen hinausgeht.30

Letztlich ist die mit dem hohen finan-
ziellen Aufwand verfolgte Zweckbestim-
mung und die Art der finanzierten
Leistung maßgeblich.31 Demnach findet
das HeimG Anwendung, wenn die Leis-
tungen speziell auf den f�r ein Heim
typischen Personenkreis zugeschnitten
sind. Wenn die finanzierten Dienste und
Veranstaltungen dagegen in ihrer The-
matik und Ausgestaltung fast ausnahms-
los weder altersspezifisch noch auf
„Heimbewohner“ ausgerichtet sind, wie
zum Beispiel Konzerte, Diavortr�ge und
�hnliches, spricht dies trotz des hohen
finanziellen Aufwands gegen eine An-
wendung des HeimG.32

(2) Betreuung

Der Begriff der Betreuung ist als Ober-
begriff zu verstehen, der Pflege mit
einschließt, aber dar�ber hinausgeht
und alle Maßnahmen umfasst, mit denen
der in seiner Leistungsf�higkeit einge-
schr�nkten Person zur Bew�ltigung des
Alltags allgemein unterst�tzend zur Seite
gestanden und geholfen wird.33 Solche
Maßnahmen sind zum Beispiel Hilfe bei
den Verrichtungen der Kçrperpflege
oder bei t�glich wiederkehrenden Ver-
richtungen wie Aufstehen, Zubettgehen,
Bewegung, Nahrungsaufnahme und
�hnlichem und auch Maßnahmen der
sozialen Betreuung, wie zum Beispiel die
Organisation und Begleitung von Frei-
zeitaktivit�ten.

Die Betreuung muss nach der Gesetzes-
begr�ndung von einer gewissen Intensi-
t�t sein, das heißt einer „heimm�ßigen“
Betreuung entsprechen. Dies ist der Fall,
wenn eine „Rundumversorgung“ ange-
boten und die oben genannte Versor-
gungsgarantie �bernommen wird. Ein
Heim liegt nur dann vor, wenn den
Bewohnern eine Lebenssituation „wie im
Heim“ geschaffen und eine „heimm�ßi-
ge“ Betreuung und Versorgung angebo-
ten wird.34

Nicht ausreichend f�r eine Betreuung im
Sinne des HeimG ist das Anbieten so
genannter allgemeiner Betreuungsleis-
tungen, vgl. § 1 Abs. 2 S. 2 HeimG.
Darunter fallen gem�ß § 1 Abs. 2 S. 2
HeimG beispielhaft Notrufdienste oder
die Vermittlung von Dienst- und Pflege-
leistungen, laut Gesetzesbegr�ndung des
weiteren Beratung, hausmeisterliche
Dienste, Hilfe bei der Beantragung von
Sozialleistungen, bei der Vermittlung
von hauswirtschaftlichen Hilfen oder
von ambulanten Pflegeleistungen.35

Auch die Organisation und Begleitung
von Freizeitaktivit�ten wird als all-
gemeine Betreuungsleistung einge-
stuft.36

Eine „heimm�ßige“ Betreuung, das heißt
eine �ber allgemeine Betreuungsdienste
hinausgehende Betreuung wird dagegen

bejaht, wenn in Erg�nzung zu externen
Pflegediensten pflegebed�rftigen Be-
wohnern insbesondere solchen in Pfle-
gestufe III eine Ansprechbarkeit rund um
die Uhr gew�hrt wird, welche zum
Beispiel n�chtliche Rundg�nge, Hilfe
beim Gang zur Toilette und Unterst�t-
zung beim Essen beinhaltet.37 Wird
dieser konkret bestehende Pflegebedarf
gedeckt, dann liegt eine heimspezifische
Betreuung vor.

�ber allgemeine Betreuungsdienste hi-
nausgehende Leistungen sind des wei-
teren Verpflegung, ambulante Pflege-
dienste und Therapieangebote.38 Ihr
Angebot begr�ndet aber alleine noch
keine Anwendung des HeimG, das heißt
es liegt keine „Vorhaltung von Verpfle-
gung und Versorgung“ vor, wenn den
Bewohnern sowohl bei der Frage der
Inanspruchnahme und bei der Auswahl
des Leistungserbringers die freie Ent-
scheidung verbleibt.39

c) Fazit

Entscheidend f�r die Einordnung einer
Einrichtung als Heim nach dem HeimG
ist der Umstand, inwiefern die Bewohner
einer Einrichtung selbstst�ndig und frei
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24 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-
Drucks. 14/5399 vom 23.2.2001, S. 18;
VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S
718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (70 f.); LPK-
HeimG/Krahmer (Fn. 19) § 1 Rn. 8.

25 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-
Drucks. 14/5399 vom 23.2.2001, S. 18;
Crçßmann (Fn. 6), S. 90 (95).

26 So aber noch OVG Frankfurt/Oder, Beschluss
v. 1.12.1999, in: NJW 2000, S. 1435 f.

27 VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S
718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (70).

28 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-
Drucks. 14/5399 vom 23.2.2001, S. 19.

29 VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S
718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (73); Beschluss-
empfehlung des Ausschusses f�r Familie,
Senioren, Frauen und Jugend, BT-Drucks.
14/6366 vom 21.6.2001, S. 28.

30 VG Sigmaringen, Urteil v. 17.4.2002, Az: 1 K
1688/01.

31 VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S
718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (74).

32 VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S
718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (74).

33 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-
Drucks. 14/5399 vom 23.02.2001, S. 18;
VGH BaW�, Urteil v. 25.6.2003, Az: 14 S
2775/02, in: PflR 2004. S. 83 (87); LPK-
HeimG/Krahmer (Fn. 19), § 1 Rn. 9; Kunz/
Butz/Wiedemann (Fn. 6), § 1 Rn. 2 Ziff. 2.

34 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-
Drucks. 14/5399 vom 23.2.2001, S. 18 f.

35 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-
Drucks. 14/5399 vom 23.2.2001, S. 18; so
auch VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14
S 718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (71 f.).

36 VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S
718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (71 f.).

37 BVerwG, Beschl. v. 12.2.2004, in: GewArch
2004, S. 485.

38 VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S
718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (71 f.).

39 VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S
718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (72).



�ber die Auswahl und Annahme von
Verpflegung und solcher Dienstleistun-
gen w�hlen kçnnen, die �ber allgemeine
Betreuungsleistungen hinausgehen. So-
lange ihnen beziehungsweise ihren Be-
treuern diese Entscheidungsbefugnis
verbleibt, sie also ihren Lebensablauf
selbstst�ndig gestalten kçnnen und auf-
tauchende Probleme kraft eigenst�ndig
getroffener Entscheidungen bew�ltigen
und nicht in den geregelten Alltag der
Einrichtung eingegliedert sind, gilt ihre
Wohnform nicht als Heimunterbrin-
gung.40

Kçnnen die Bewohner sich einer Einglie-
derung in die Einrichtung jedoch nicht
entziehen, ist von einer Heimunterbrin-
gung auszugehen.41 Dies ist nicht nur der
Fall, wenn die Bewohner rechtlich ver-
pflichtet sind, das Versorgungsangebot
des Betreibers oder eines Dritten anzu-
nehmen, sondern auch, wenn es ihnen
aus rein tats�chlichen Gr�nden nicht
mçglich ist, es auszuschlagen. In einem
solchen Fall liegen gerade zus�tzliche
Umst�nde vor, die die Einordnung als
Heim rechtfertigen. Solche Betreuungs-
leistungen, von denen die Bewohner in
ihrer Lebensf�hrung abh�ngig sind,
geben einer Einrichtung das f�r ein
Heim bestimmende Gepr�ge.

d) Einzelne Kriterien

Ein Heim liegt somit vor, wenn die
Bewohner nach dem Gesamtbild in den
Betrieb und die Organisation der Ein-
richtung eingegliedert sind. Im Folgen-
den werden verschiedene Umst�nde
darauf untersucht, in wie weit sie als
Indiz f�r eine solche Eingliederung
angesehen werden kçnnen.

(1) Formalisierter Aufnahmeakt

F�r ein „Aufnehmen“ im Sinne des § 1
Abs. 1 S. 2 HeimG ist kein formalisierter
Aufnahmeakt erforderlich.42 Ob eine
Einrichtung als Heim zu klassifizieren
ist, h�ngt nicht von der Form (vgl. § 5
HeimG) der geschlossenen Vertr�ge ab,
sondern von dessen Inhalten, die nicht
durch die Form bestimmt werden.

(2) Bezeichnung der Einrichtung

Auf die Bezeichnung der Einrichtung
kommt es f�r die Anwendbarkeit des
HeimG nicht an.43

(3) Großer finanzieller Aufwand f�r
allgemeinen Betreuungsleistungen

Eine Betreuungspauschale von mehr als
20 Prozent der Bruttomiete begr�ndet
f�r sich allein genommen, wie bereits
festgestellt, nicht zwingend die Anwend-
barkeit des HeimG.44 Zus�tzlich ist auf
die Zweckbestimmung und die Art der
finanzierten Leistungen abzustellen.

(4) Eigentumsverh�ltnisse bez�glich
einzelner Wohnungen

Fraglich ist, welche Rolle es spielt, wenn
Bewohner einer Einrichtung selbst Ei-
gent�mer der von ihnen bewohnten
R�umlichkeiten sind.

In der Literatur wird die Ansicht ver-
treten, dass keine „Aufnahme“ in ein
Heim mçglich ist, wenn der Bewohner
selbst Eigent�mer der von ihm bewohn-
ten Wohnung ist. Somit sei das HeimG
nicht anwendbar.45

Dem ist die Rechtsprechung nicht ge-
folgt. Trotz des Eigentums an der
Wohnung kçnnen Bewohner in ein
Heim „aufgenommen“ werden, wenn
einem Verwalter oder Hauptmieter die
Verf�gung �ber die einzelnen Wohn-
einheiten einger�umt wird und so auch
die Eigent�mer mit ihrem Wohnungs-
eigentum nicht nach Belieben verfahren
kçnnen.46

(5) Vertragsgestaltung

Der Anwendung des HeimG steht es
nicht entgegen, dass die Wohnungs�ber-
lassung und die Betreuungszusage in
zwei gesonderten Vertr�gen abgeschlos-
sen werden. Nicht die formale Ausgestal-
tung, sondern der materielle Inhalt der
Leistungszusagen ist entscheidend. Da-
her kommt es nur darauf an, dass das
Leistungsversprechen als Kombination
von Unterkunftsgew�hrung und Betreu-
ungsgarantie durch einen verantwort-
lichen Tr�ger abgegeben wird.47 Die
Betreuungsleistungen braucht der Heim-
tr�ger dabei auch nicht selbst erbringen.
Zur Erf�llung der abgegebenen Betreu-
ungsgarantie kann er seinerseits auch
Dritte vertraglich verpflichten.48

Liegen dagegen f�r Miete und Betreuung
zwei unterschiedliche Vertr�ge von un-
terschiedlichen Anbietern vor, ist kein
Heim im Sinne des HeimG gegeben.49

Nach der Rechtsprechung gilt dies
jedoch dann nicht, wenn diese Kons-
truktion allein deshalb gew�hlt wurde,
um die Bestimmungen des HeimG zu
umgehen.50

(6) Eigene Haushaltsf�hrung

Haben die Bewohner die Mçglichkeit,
einen eigenen Haushalt zu f�hren, also
eine Koch- und Waschgelegenheit und
�hnliches, spricht dies gegen eine Ein-
gliederung und somit gegen die Anwen-
dung des HeimG.51 Fehlt diese Mçglich-
keit, ist das grunds�tzlich ein Anhalts-
punkt f�r eine „heimm�ßige“
Unterbringung.52 Andererseits stellen
„hotelartige“ Leistungen wie zum Bei-
spiel Zimmerreinigung keine heimtypi-
schen Betreuungsleistungen dar.53

Stets zu beachten ist aber, ob die
Bewohner bei ihrer Wahl der Versor-
gungsleistungen auf das Angebot des
Betreibers beschr�nkt sind. Sind sie zum
Beispiel zur Abnahme von dessen Ver-
pflegungsangebot verpflichtet, ist gem�ß
§ 1 Abs. 2 S. 3 HeimG das HeimG

anzuwenden. Kçnnen sie dagegen auch
auf Angebote Dritter zur�ckgreifen, liegt
in der Regel kein Heim vor.54

(7) Gemeinschafts- und Therapier�ume

Nach der Gesetzesbegr�ndung spricht es
f�r die Anwendung des HeimG, wenn die
Einrichtung baulich „wie ein Heim“
eingerichtet ist. Als Beispiele f�r eine
„heimm�ßige“ Ausstattung wird das
Vorhandensein von Gemeinschafts- und
Therapier�umen aufgef�hrt.55

Es ist jedoch gerade auch Aufgabe der
Heimaufsicht, daf�r zu sorgen, dass in
Heimen entsprechende R�umlichkeiten
vorhanden sind oder geschaffen werden.
Wenn das Vorhandensein solcher
R�ume zur Anwendung des HeimG
f�hren w�rde, best�nde zudem die
Gefahr, dass auf die Einrichtung solcher
R�ume verzichtet wird, um die Anwen-
dung des HeimG zu vermeiden.
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40 Vgl. VG Sigmaringen, Urteil v. 17.4.2002, Az:
1 K 1688/01; VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003,
Az: 14 S 718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (74).

41 Vgl. VGH BaW�, Urteil v. 25.6.2003, Az: 14 S
2775/02; in: PflR 2004. S. 83 (85); VGH
BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S 718/03,
in: ESVGH 54, S. 65 (70, 74).

42 BVerwG, Beschl. v. 12.2.2004, in: GewArch
2004, S. 485; VGH BaW�, Urteil v. 25.6.2003,
Az: 14 S 2775/02, in: PflR 2004. S. 83 (90).

43 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-
Drucks. 14/5399 vom 23.2.2001, S. 18 f.;
VG Sigmaringen, Urteil v. 17.4.2002, Az: 1 K
1688/01; Kunz/Butz/Wiedemann (Fn. 6), § 1
Rn. 2 Ziff. 4.

44 Vgl. oben III 3. b) (1).

45 Dahlem/Giese/Igl/Klie (Fn. 8), § 1 Rn. 16
(S. 18).

46 VG Sigmaringen, Urteil v. 17.4.2002, Az: 1 K
1688/01; Kunz/Butz/Wiedemann (Fn. 6), § 1
Rn. 10 und 15; offen gelassen von VGH
BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S 718/03,
in: ESVGH 54, S. 65 (68).

47 Dahlem/Giese/Igl/Klie (Fn. 8), § 1 Rn. 16
(S. 19).

48 Kunz/Butz/Wiedemann (Fn. 6), § 1 Rn. 2
Ziff. 3.

49 Bay VGH M�nchen, Beschluss v. 14.8.2003,
Az: 22 CS 03.1664.

50 VGH BaW�, Urteil v. 6.7.2001, Az: 8 S
717/01, in: GewArch 2002, S. 167.

51 Sinngem�ß so auch VGH BaW�, Urteil v.
25.6.2003, Az: 14 S 2775/02; in: PflR 2004.
S. 83 (89).

52 VGH BaW�, Urteil v. 25.6.2003, Az: 14 S
2775/02; in: PflR 2004. S. 83 (89).

53 So wohl auch VGH BaW�, Urteil v.
25.6.2003, Az: 14 S 2775/02, in: PflR 2004.
S. 83 (89).

54 �hnlich VGH BaW�, Urteil v. 25.6.2003, Az:
14 S 2775/02; in: PflR 2004. S. 83 (89).

55 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-
Drucks. 14/5399 vom 23.2.2001, S. 19.



Das Vorhandensein solcher R�ume kann
daher allenfalls ein schwaches Indiz f�r
die Anwendung des HeimG sein und das
Fehlen solcher R�umlichkeiten nicht
gegen die Anwendung des HeimG spre-
chen.56

(8) Soziale Betreuung und Tagesstruk-
turierung

F�r ein „Aufnehmen“ das heißt f�r eine
gewisse Intensit�t der Eingliederung der
Bewohner in die Organisation „Heim“
spricht es nach der Gesetzesbegr�n-
dung, wenn ein Angebot der sozialen
Betreuung, der Tagesstrukturierung
oder sonstige Angebote, die ein Zusam-
menleben der Bewohner ermçglichen,
gemacht wird.57

Wie das Vorhandensein von Gemein-
schaftsr�umen kçnnen jedoch auch sol-
che Angebote allenfalls als schwaches
Indiz f�r die Heimeigenschaft dienen.58

Andernfalls best�nde auch hier die
Gefahr, dass Einrichtungen auf das
Angebot solcher sozialen Betreuung nur
verzichten, um mit ihrer Einrichtung
nicht unter das HeimG zu fallen. Damit
h�tte eine solche Auslegung einen Qua-
lit�tsverlust f�r Einrichtungen des Be-
treuten Wohnens zur Folge, der nicht
gewollt sein kann.59

(9) Pflegebed�rftigkeit der Bewohner

Sind die Bewohner so pflegebed�rftig,
dass sie sich nicht selbst versorgen
kçnnen, das gilt insbesondere bei Pfle-
gestufe III, liegt eine „heimm�ßige“
Versorgung vor. Die Bewohner sind
dann aufgrund ihres kçrperlichen und
gesundheitlichen Zustandes nicht in der
Lage, Leistungen auszuschlagen oder
Leistungserbringer auszuw�hlen, sie
sind vielmehr in ihrem t�glichen Leben
von den Leistungserbringungen des
Heimbetreibers abh�ngig.60 Aus dieser
Abh�ngigkeit ergibt sich ein gesteigertes
Schutzbed�rfnis der Bewohner, das die
Anwendung des HeimG fordert. Der
Grad der Pflegebed�rftigkeit der Bewoh-
ner einer Einrichtung ist daher ein
Kriterium daf�r, ob die Bewohner in
den Heimbetrieb eingegliedert sind oder
nicht.

Fraglich ist jedoch, inwiefern man von
einem Heim sprechen kann, wenn nur
einige Bewohner stark pflegebed�rftig
sind, andere dagegen nicht. Befinden
sich die stark Pflegebed�rftigen in einer
organisatorisch deutlich von der sons-
tigen Einrichtung abgetrennten Pfle-
gestation, wenn auch im gleichen Ge-
b�ude, dann unterf�llt nur diese Station
dem HeimG, soweit der Rest der Ein-
richtung in einer nicht dem HeimG
unterliegenden Form betrieben wird.
Man spricht dann von einer so genann-
ten Mischform „unter einem Dach“.61

Liegt jedoch keine organisatorische
Trennung der Bereiche vor, dann ist
eine Einordnung im Sinne des HeimG

schwierig. Wie festgestellt, kommt es in
der Regel bei VBVG jedoch nur darauf
an, ob der einzelne Betreute heimm�ßig
untergebracht ist.62 Hier muss daher auf
den Grad der Pflegebed�rftigkeit des
einzelnen Betreuten abgestellt werden.

IV. Heim im Sinne des VBVG

1. HeimG und VBVG
Zu kl�ren bleibt nun, ob die Maßst�be
des § 1 HeimG auch auf § 5 VBVG
anzuwenden sind.

Bei der Entscheidung bez�glich der
Einordnung einer Einrichtung als Heim
nach dem HeimG kommt es letztlich
immer wieder auf die Frage an, inwie-
fern die Bewohner noch einen eigenen
Entscheidungsspielraum besitzen und
selbstst�ndig ihren Tagesablauf organi-
sieren. Kçnnen sie dies, ist von keiner
Eingliederung und somit auch von kei-
nem Heim auszugehen. Sind sie dagegen
in die Einrichtung und deren Tages-
organisation ohne eigenen Entschei-
dungsspielraum eingegliedert, liegt ein
Heim vor.

Das Kriterium der Eingliederung f�hrt
auch im Betreuerverg�tungsrecht zu
sachgerechten Ergebnissen. Die in § 5
VBVG vorgegebene Differenzierung zwi-
schen einer Heim- und einer Nicht-
Heimunterbringung des Betreuten dient
dazu, den Zeitaufwand des Betreuers im
Rahmen des Pauschalisierungssystems
zu erfassen. Die Systematik des § 5
VBVG zeigt, dass bei einer Heimunter-
bringung von einem geringeren Zeit-
aufwand ausgegangen wird.63 Dies kor-
respondiert mit dem im HeimG maßgeb-
lichen Kriterium der Eingliederung. Eine
solche und somit das Vorliegen eines
Heims wird bejaht, wenn den Bewoh-
nern nur ein eingeschr�nkter Entschei-
dungsspielraum im t�glichen Leben ver-
bleibt. Aufgrund dessen, dass der Be-
wohner nur wenige Entscheidungen zu
treffen hat, ist typischerweise der Be-
treuungsaufwand des Betreuers gerin-
ger und somit auch eine niedrigere
Stundenpauschale gerechtfertigt.

Bei der �bertragung der Ansichten zum
HeimG auf das VBVG bleibt aber zu
beachten, dass im Rahmen des HeimG
das gesamte Gepr�ge einer Einrichtung
f�r die Einstufung als Heim entscheidend
ist, f�r die Einordnung im VBVG dagegen
nur auf die heimm�ßige Unterbringung
des jeweiligen Betreuten abzustellen ist.
Daher m�ssen die einzelnen f�r ein
Heim sprechenden Kriterien auch nur
im Hinblick auf den jeweiligen Betreuten
�berpr�ft werden.

2. Betreutes Wohnen und
Heimaufsicht
F�r die Praxis liegt es nahe, bei der
Betreuerverg�tung danach zu fragen, ob

die Einrichtung der Heimaufsicht unter-
liegt, das heißt ob sie von der zust�ndi-
gen Heimaufsichtsbehçrde64 als Heim im
Sinne des HeimG eingestuft wurde. Diese
Entscheidung der Heimaufsicht ist nach
dem oben Gesagten auch f�r das VBVG
aussagekr�ftig.

Allerdings besteht im Verg�tungsverfah-
ren keine rechtliche Bindung an die
Ansicht der Heimaufsichtsbehçrde. Sie
stellt aber praktisch ein bedeutsames
Indiz dar65, da f�r § 1 HeimG im
Wesentlichen die gleichen Merkmale
ausschlaggebend sind wie f�r § 5
Abs. 3 VBVG.

Zu beachten ist jedoch, dass die Betreu-
erverg�tung von der heimm�ßigen Un-
terbringung des jeweiligen Betreuten
abh�ngt und sich deshalb aus der
individuellen Situation eine von der
generellen Einstufung durch die Heim-
aufsicht abweichende Einordnung erge-
ben kann.

V. Checkliste f�r den Praktiker

Wie gesehen, muss darauf abgestellt
werden, inwiefern der betreute Bewoh-
ner in die Einrichtung und deren Abl�ufe
eingegliedert ist. Ob eine solche Einglie-
derung vorliegt, kann anhand folgender
Indizien �berpr�ft werden.
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56 So auch Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses f�r Familie, Senioren, Frauen und
Jugend, BT-Drucks. 14/6366 vom 21.6.2001,
S. 28; VGH BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14
S 718/03, in: ESVGH 54, S. 65 (74); LPK-
HeimG/Krahmer (Fn. 19), § 1 Rn. 16;
Br�nner (Fn. 17), S. 66 (68); Kunz/Butz/
Wiedemann (Fn. 6), § 1 Rn. 2 Ziff. 3; Thier,
Rechtliche Rahmenbedingungen f�r Einrich-
tungen des Betreuten Wohnens, in: NZM
2003, S. 264 (265).

57 Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-
Drucks. 14/5399 vom 23.2.2001, S. 19.

58 So auch Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses f�r Familie, Senioren, Frauen und
Jugend, BT-Drucks. 14/6366 vom
21.06.2001, S. 28; LPK-HeimG/Krahmer
(Fn. 19), § 1 Rn. 16; Br�nner (Fn. 17), S. 66
(68); Thier (Fn. 55), S. 264 (265).

59 So auch Stellungnahme des Bundesrates,
BT-Drucks. 14/5399 vom 23.2.2001, S. 35
(Anlage 2, Nr.2); Thier (Fn. 55), S. 264 (265).

60 Vgl. VGH BaW�, Urteil v. 25.6.2003, Az: 14 S
2775/02; in: PflR 2004. S. 83 (85 ff.); VGH
BaW�, Urteil v. 12.9.2003, Az: 14 S 718/03,
in: ESVGH 54, S. 65 (70).

61 Thier (Fn. 55), S. 264 (265).

62 Vgl. oben: II 2.

63 Vgl. Gesetzentwurf des Bundesrates, BT-
Drucks. 15/2494 vom 12.2.2004, S. 32;
Abschlussbericht der Bund-L�nder-Arbeits-
gruppe Betreuungsrecht, Juni 2003, S. 125.

64 In Niedersachsen ist das Nds. Landesamt f�r
Soziales, Jugend und Familie Heimaufsichts-
behçrde f�r Heime f�r behinderte Vollj�h-
riger und Heime im Sinne d. § 1 VI 2 HeimG;
f�r sonstige Heime sind Landkreise, kreis-
freie und große selbst�ndige St�dte zust�n-
dig, § 2 Nr. 3 AllgZustVO-Kom vom
14.12.2004 (Nds. GVBl. Nr. 41/2004 S. 589).

65 So auch Deinert/L�tgens, Die Verg�tung des
Betreuers, 4. Auflage, Kçln 2005, Rn. 996.
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Freiheitsentziehende Maßnahmen
nach § 1906 Absatz 4 BGB
Verfahren, Handlungskonzepte und Alternativen

Freiheitsentziehende Maßnahmen sind nicht nur unter betreuungs-,
unterbringungs- und strafrechtlichen Gesichtspunkten relevant. Unter
fachlichen und pflegerischen Gesichtspunkten sind nicht alle Maßnahmen
als erforderlich anzusehen. In bereits vorliegenden Studien zu freiheits-
beschr�nkenden Maßnahmen in Pflegeheimen und geriatrischen und
gerontopsychiatrischen Einrichtungen wurde deutlich, dass die Zahl
entsprechender Maßnahmen hoch ist und die Anforderungen des Betreu-
ungsrechts in materiell-rechtlicher aber auch in verfahrensrechtlicher
Hinsicht bei weitem nicht immer eingehalten werden.1

So muss durchaus kritisch gefragt wer-
den, ob sich die Fragen des „F�rsorg-
lichen Zwangs“ in Einrichtungen der
Alten- und Behindertenhilfe im Ver-
gleich zur rechtstats�chlichen Unter-
suchung aus dem Jahr 1989 wesentlich
ge�ndert haben.2 Rechtstats�chliche Be-
funde zeigen zudem, dass die gericht-
liche Genehmigungspraxis regional sehr
differiert.3 Von bundesweit 71.914 Ge-
nehmigungsverfahren im Jahr 2002
wurden durch die Gerichte insgesamt
93,01 Prozent genehmigt. So sind ge-
richtliche Genehmigungsverfahren
„weitgehend zu einem Absicherungsver-
fahren f�r die Institutionen geworden

und die Interessen der Betroffenen
werden oft vernachl�ssigt.“ 4 Es besteht
die Gefahr, dass die Genehmigungsver-
fahren nicht wirklich zu einer �ber-
pr�fung der Voraussetzungen und vor
allem zur Kl�rung mçglicher Alternati-
ven genutzt werden, sondern allzu leicht
zu legitimatorischen Zwecken miss-
braucht werden kçnnen.

Was sind freiheitsbeschr�n-
kende Maßnahmen?

Man spricht von freiheitsbeschr�nken-
den Maßnahmen im Sinne des § 1906
Abs. 4 B�rgerliches Gesetzbuch (BGB),

wenn ein Bewohner gegen seinen na-
t�rlichen Willen durch mechanische
Vorrichtungen, Medikamente oder auf
andere Weise in seiner Fortbewegungs-
freiheit beeintr�chtigt wird und er diese
Beeintr�chtigung nicht ohne fremde
Hilfe �berwinden kann. Grunds�tzlich
stellen alle Maßnahmen, die den betrof-
fenen Bewohner gegen seinen nat�rli-
chen Willen darin hindern, seinen Auf-
enthaltsort zu ver�ndern, freiheitsent-
ziehende Maßnahmen dar. Der
Gesetzgeber hat ausdr�cklich darauf
verzichtet – mit Ausnahme der freiheits-
entziehenden Maßnahmen durch Medi-
kamente – einzelne Maßnahmen zu
benennen. § 1906 Abs. 4 BGB geht
vielmehr von einem offenen Katalog
mçglicher freiheitsentziehender Maß-
nahmen aus. Folgende Maßnahmen, die
in der pflegerischen Praxis angewandt
werden, kçnnen freiheitsentziehende
Maßnahmen sein5:

Fixierungen des Betroffenen durch
mechanische Vorrichtungen: Aufstel-
len von Bettgittern, das Verhindern des
Verlassens des Bettes durch Bettgitter
oder besondere Schutzdecken, Bett-
sch�rzen, Sitzhosen, in denen der Be-
troffenen den Stuhl oder Rollstuhl nicht
mehr verlassen kann, Anlegen von
Handfesseln, Fußfesseln oder Kçrper-
fesseln, Anlegen von Sitzgurten, Leib-
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Aufs�tze

Indizien, die f�r die Einstufung als
Heim sprechen:

Indizien, die gegen eine Einstufung
als Heim sprechen:

Einrichtung unterliegt der Heimauf-
sicht

Einrichtung unterliegt nicht der Heim-
aufsicht

Abnahmeverpflichtung bez�glich Ver-
pflegung und weitergehenden Betreu-
ungsleistungen

Abnahmeverpflichtung nur bez�glich
allgemeiner Betreuungsleistungen
(Notrufdienste, Vermittlungsleistun-
gen)

Bewohner ist auf Angebot seitens des
Betreibers angewiesen

freie Wahl von Verpflegung oder wei-
terer Betreuungsleistungen

hohe Pflegestufe der Bewohner, ins-
besondere Stufe III

Keine umfassende Pflege

vertragliche oder tats�chliche Gew�h-
rung einer Betreuung „rund-um-die-
Uhr“

nur punktuelle Hilfe

Wohnraum, Verpflegung und Betreu-
ung stammen aus einer Hand

Verpflegung/Betreuung werden von
anderem, wirtschaftlich/rechtlich
selbstst�ndigen und unabh�ngigen An-
bieter gew�hrt als der Wohnraum

keine eigene Kochmçglichkeit eigene Kochmçglichkeit
keine Mçglichkeit eigenst�ndiger Haus-
haltsf�hrung

eigener Haushalt

hohe Grundservice-Pauschale (deutlich
�ber 20 Prozent der Bruttomiete)

geringe Pauschale f�r Grundservice
(unter 20 Prozent der Bruttomiete)
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